
gumentation hierzu anbietet, sondern einfach nur
feststellt, daß das Pressehilfegesetz keine Pressekar-
ten zwingend voraussetzt. Was die Nichtablieferung
des ALEJ-Gutachtens anbelangt, kommt der Streit-
sachenausschuß zur Schlußfolgerung, daß "en matiè-
re de libertés publiques il ne saurait appartenir à une
instance consultative, dont d'ailleurs, comme en l'-
occurence, l'avis requis par la loi ne lie pas l'autorité
investie du pouvoir de décision, de retarder et même
de bloquer la procédure en refusant, comme dans la
présente affaire, de s'exécuter". Daß eine solche
Blockierung unzulässig ist, führt der Ausschuß nicht
zuletzt darauf zurück, daß das Pressehilfegesetz, so
wie es das damalige "exposé des motifs" ausdrück-
lich erwähnte, darauf abzielt, "de garantir le principe
de la liberté de la presse et son corollaire de l'indé-
pendance de la presse" et que l'aide vise à "préserver
la pluralité des organes de presse et par là même la
liberté d'expression" und somit die verfassungs-
rechtlich verbriefte Meinungsfreiheit schützen soll.
Schwierigkeiten, wie schon angedeutet, hatte der
Staatsrat allerdings mit der grundlegenderen Frage,
ob er in dieser Frage überhaupt kompetent sei. Die
Verfassung sieht vor, daß einzelne Personen oder Ge-
sellschaften immer dann gegen Entscheidungen von
Verwaltungen oder Ministerien Einspruch einlegen
können, wenn es sich um individuelle Entscheidun-
gen ihnen gegenüber handelt. Etwa wenn eine Bau-
genehmigung nicht erteilt wird oder ein staatlicher
Zuschuß vorenthalten bleibt. Nicht klagen kann der
oder die einzelne gegen Gesetze an sich. Wenn einem
das neue Steuergesetz zum Beispiel nicht paßt, weil
dadurch höhere Abgaben fällig werden, kann dafür
nicht der Streitsachenausschuß angerufen werden.
Die Regelung gilt ja für die Allgemeinheit. Das Prob-
lem im vorliegenden Fall liegt nun darin, daß die
Auszahlung der Pressehilfe an eine gesetzgeberische
Maßnahme, nämlich ein von der Regierung zu tref-
fendes großherzogliches Reglement gebunden ist,
das bei jeder Änderung der zugelassenen Presseorga-
ne abgeändert werden muß. Der Staatsrat kommt al-
lerdings zum Schluß, daß es sich "par nature" um ei-
nen "acte à portée individuelle" handle, die Klage sei-
tens des GréngeSpoun also "recevable" sei. Der
Streitsachenausschuß annulierte demnach die nega-
tive Entscheidung des Staatsrates, was unseren An-
trag vom 15. Oktober 1992 anbelangt und legte ihn

dem Staats- und Medienminister zur erneuten Be-
handlung vor. Damit ist allerdings noch nicht festge-
halten, daß der GréngeSpoun Pressehilfe bekommt.
Der Staatsrat kann lediglich Entscheidungen annu-
lieren, er kann sie nicht ins Gegenteil umkehren. Al-
lerdings bedeutet dies für den zuständigen Minister,
daß die gleichen Argumente nicht noch einmal ange-
wandt werden können, falls der Antrag noch einmal
abgelehnt werden sollte. Witzigerweise hat Minister
Santer jetzt zwei Anträge vorliegen, da es dem Grén-
geSpoun doch noch gelungen war, eine fünfte Mitar-
beiterin als Journalistin anerkennen zu lassen. Ins Juli
dieses Jahres wurde ein zweites, im Sinne des Staats-
ministers "komplettes" Dossier vorgelegt. Doch auch
dieser Antrag schwebt bis dato in den höheren Sphä-
ren des Staatsministeriums, obwohl auch hier bereits
mehr als drei Monate seit der Antragstellung vergan-
gen sind. Es war allerdings in den letzten Tagen zu
vernehmen, daß alles nur noch eine Formsache sei...

Richard Graf

Guy W. Stoos
in: GréngeSpoun

Vor dem Gesetz sind alle
gleich

Kaum eine Rechtsmaxime ist eine wichtigere Grund-
lage unseres Systems und kaum eine Rechtsmaxime
wird öfter mißachtet, verhöhnt und außer Acht gelas-
sen.

Natürlich ist das Gleichheitsprinzip in unserem
Land, in dem Verwandschafts- und Freundschaftsbe-
ziehu ngen hochgeschätzt sind und, der menschlichen
Natur folgend, zum jederseitigen Vorteil genutzt
werden, in vielen Bereichen unbekannt.
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Im Rechtssystem jedoch ist seine Verwirklichung
eine , unabdingbare Voraussetzung, wenn das System
als solches allgemein anerkannt und respektiert wer-
den soll.

In der Praxis gibt es anerkanntermaßen viele admini-
strative Praktiken, Gerichtsurteile und sogar Gesetze,
die diesem Prinzip zuwiderlaufen.
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Will
bu rg

seinen
Vertrags-

bruch
beenden,

muß Artikel
9.2 des

Wahlgesetzes
von 1924
ersatzlos

gestrichen
werden.

Ein flagrantes Beispiel ist Artikel 9.2 des Wahlgeset-
zes von 1924, der vorsieht, daß verheiratete und ver-
witwete Frauen unter dem Namen ihres Mannes in

den Wählerlisten zu führen sind.

Viele schockiert dieses Beispiel nicht, da sie es als
Brauch empfinden, daß Frauen bei der Heirat den Na-
men ihres Mannes annehmen.

Dabei hat bereits ein Gesetz aus der Revolution (6
Fructidor Jahr II) vorgesehen, daß jeder Bürger von

Geburt an den gleichen Namen trägt. Juristisch än-
dert auch eine Heirat nichts an diesem immer noch
gültigen Rechtsprinzip.

Der Brauch, Frauen bei ihrer Heirat mittels Namens-
änderung als Besitz ihres Mannes kenntlich zu ma-
chen, stammt aus einer Zeit, als Frauen noch kein
Wahlrecht besaßen und ohne Einwilligung des Ehe-
gatten keine Rechtsgeschäfte tätigen durften.

Einige Frauen klagten nun das Recht auf ihren eige-
nen Namen in den Wählerlisten ein. Sowohl das Frie-
densgericht Luxemburg als auch das Friedensgericht
Esch/Alzette gaben ihrem Antrag statt. Beide Ge-
richte stellten fest, daß Artikel 9.2 des Wahlgesetzes
der Luxemburger Verfassung, in spezie dem Gleich-
heitsprinzip widerspricht.

Darüber hinaus hat das Großherzogtum per Gesetz
von 1988 die internationale Vereinbarung von New
York vom 18. Dezember 1979 über die Abschaffung
jeglicher Formen von Diskriminierung gegen Frauen
angenommen.

Diese Vereinbarung legt jedem Vertragsstaat die
Pflicht auf, die Gleichheit zwischen Mann und Frau
in allen Bereichen durchzusetzen, und alle Gesetze,
Praktiken und Bräuche abzuschaffen, die eine Dis-
kriminierungder Frauen darstellen. Nach der Annah-
me dieses Vertrages hat die Luxemburger Regierung
versäumt, trotz einer entsprechenden Gesetzesinitia-
tive des Parlamentes, das Wahlgesetz von 1924 ent-

sprechend abzuändern. Will Luxemburg seinen Ver-
tragsbruch beenden, muß Artikel 9.2 ersatzlos gestri-
chen werden. Jede andere Lösung, wie zum Beispiel
ein Optionsrecht, oder besser eine Optionspflicht,
wäre nur eine Fortsetzung der Frauendiskriminie-
rung und des staatlichen Vertragsbruches.

In vielen Bereichen bestehen ähnliche Situationen.

Vorliegender Fall belegt, daß es Bürger bedarf, die

mit Zivilcourage den oft beschwerlichen Weg über
die Gerichte beschreiten, um Rechtsprinzipien gegen
Staat und Verwaltungen durchzusetzen.

Dieser Fall belegt aber auch, daß unsere Gerichte,
dritte Macht im Staat, trotz aller prozeduralen Män-
gel, unnötigen Hindernissen und Undurchsichtigkei-
ten, die beste, und in letzter Analyse einzige, Garan-
tie für die Aufrechterhaltung fundamentaler Rechts-
prinzipien sind.

Diese dritte Macht muß bei den anstehenden Refor-
men, speziell der Verfassungsreform, gestärkt wer-
den.

Diese Stärkung kann bestehen aus:
- Schaffung einer unabhängigen Verwaltungsge-
richtsbarkeit
- Einführung einer geregelten Kontrolle der Verfas-
sungsmäßigkeit von Gesetzen
- Größere materielle Unabhängigkeit der Justiz.

Die Säkularisierung der Gesellschaft und das Ver-
schwinden von allgemein anerkannten, religiösen
und nicht religiösen, Moralbegriffen machen es un-
abdingbar, daß in unserer Gesellschaft wenigstens
ein gemeinsamer Nenner besteht: DAS RECHT.

Diese Gemeinsamkeit kann jedoch nur erreicht wer-
den, wenn die Grundmaxime des Systems, die
Gleichheit vor dem Gesetz, gewährleistet ist.

Roy Reding

Dritte-Welt-Laden in Bettemburg

Nach Luxemburg, Ettelbrück und Esch-Al-
zette wird jetzt auch in Bettemburg ein Drit-
te-Welt-Laden eröffnet. Dies dank der tat-
kräftigen Unterstützung der Gemeinde, die
Lokal nebst Mobiliar kostenlos zur Verfü-
gung stellen.

Initiiert von "Chiles Kinder asbl" wird die Ver-
kaufsstätte im "Grengen Haus" (Villa Jac-
qLinot, 42, Mondorfer Straße) vorerst als Fi-
liale der hauptstädtischen Boutique Tiers-
Monde funktionieren.

Den Einwohnern von Bettemburg und Um-
gebung wird . so die Gelegenheit geboten,
durch Kauf kunstgewerblicher Waren und
Konsumgüter aus Südamerika, Afrika und
Asien einen gerechteren Handel zu unter-
stützen. Sie werden auch darüber infor-
miert, wieso unser Wohlstand teilweise auf

der Armut anderer Menschen aufbaut und
wie man den Zustand der Ungerechtigkeit
verbessern kann.

An Hand des Kaffees sei dies kurz illustriert.
So preisgünstig wie momentan war die
braune Bohne seit 15 Jahren nicht mehr.
Jede Senkung des Kaffeepreises aber
bringt den Kleinbauern und seine Familie an
den Rand des Existenzminimums und för-
dert die Kinderarbeit.

In unseren alternativen Läden und auch
schon in manch traditionellen Lebensmittel-
geschäften wird inzwischen der "Transfair-
Kaffee" angeboten. Er ist zwar teurer als die
üblichen Kaffeesorten, garantiert aber den
Produzenten eine bessere Bezahlung d.h.
auch eine menschenwürdigere Lebens-
grundlage.

Damit nicht ein Teil der Welt auf Kosten des
anderen lebt.Dazu beitragen will auch der
neue Dritte-Welt-Laden in Bettemburg.

Öffnungszeiten:
Vom 3. Dezember - 18. Dezember: freitags
von 14.00-18.30 Uhr, samstags von 09.00 -
12.00 Uhr und von 14.00 - 17.00 Uhr

Am 23. Dezember von 09.00 - 12.00 Uhr
und von 14.00 - 18.30

Geschlossen während den Weihnachtsfe-
rien, ist der 3. Welt-Laden ab 07 Januar
1994 regelmäßig jeden Freitag und Sams-
tag geöffnet.

Kontaktadresse: Fernande Schaack, L-
3327 Crauthem, Tel: 36 93 37

M.S.
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